Die Klemmhof-Krise in Neustadt an der Weinstraße

- Erkenntnisse für die Wohnungswirtschaft - 

Der Hintergrund:
Zwischen dem 18. September und 11. November 2009 musste in Neustadt an der Weinstraße der Klemmhof, ein Wohn- und Einkaufszentrum aus den 70er Jahren, auf rund 8000 qm in der Stadtmitte gelegen, wegen Einsturzgefahr mangels Standsicherheit geräumt werden. 130 Personen verließen den Gebäudekomplex mit zwei Gewerbe- und drei Wohnetagen sowie einer dreigeschossigen Tiefgarage innerhalb von 48 Stunden. Ein Betreten war danach jeweils nur für zwei Bewohner, maximal 10 Minuten in Begleitung von zwei Feuerwehrleuten, am Nachmittag möglich. Mieter, bzw. selbstnutzende Eigentümer der WEG-Anlage mussten zum Teil in Notquartieren untergebracht werden, deren Möblierung erst mit der Zeit dem Bedarf eines längerfristigen Aufenthaltes angepasst werden konnte.

Der Klemmhof, in den siebziger Jahren Vorzeigeobjekt einer modernen Stadtentwicklung, ist unter unterschiedlichen Gesichtspunkten in der jüngeren Vergangenheit immer wieder in der Diskussion, wobei Stadt und WBG, die während der Bauphase bereits eine Schlüsselposition für das Projekt hatten, regelmäßig Angriffen, auch juristischer Art, ausgesetzt waren und sind.

Der Autor:

Ingo Röthlingshöfer ist Sozialbürgermeister in Neustadt an der Weinstraße und Geschäftsführer der Wohnungsbaugesellschaft Neustadt an der Weinstraße (WBG), die zum Räumungszeitpunkt 20 Wohnungen im Klemmhof vermietet hatte. Mit anderen stand er verantwortlich an der Spitze des Krisenmanagements, das sich schlussendlich, so die allgemeine Meinung in der Neustadter Bevölkerung, als leistungsfähig und erfolgreich erwies.

Seine Erkenntnisse und Reflexionen bilden den Rahmen dieses Artikels, dessen Schwerpunkt übertragbare Informationen für ähnliche Situationen im Bereich der Wohnungswirtschaft darstellen. Insoweit wurde auf eine umfassende Abbildung der tatsächlichen juristischen und technischen Komplexität der Ereignisse verzichtet. 
I) 
Vorwarnungen ernst nehmen

Im Nachhinein wirkt es schon ein wenig befremdlich: Obwohl es rechtzeitige Vorwarnungen gab, hatte sich (fast) niemand auf eine mögliche Evakuierung des Klemmhofs eingestellt. Bis auf die WBG war keiner wirklich vorbereitet. Grund hierfür war wahrscheinlich ein rein psychologisches Problem. Wenn ein Gebäudekomplex über vier Jahrzehnte steht, man keine Probleme wie Setzungen oder Risse optisch feststellen kann, fällt es offensichtlich schwer, sich auf vermeintliche „Horrorszenarien“ einzustellen. 

II) 
Teams bilden

Innerhalb weniger Stunden war die WBG einsatzbereit: Zweierteams, jeweils aus Verwaltungskraft/Techniker gebildet, kümmerten sich um einen namentlich vorab definierten Betroffenenkreis, wobei die Verwaltungskraft als kontinuierlicher persönlicher Ansprechpartner für alle Fragen rund um die Räumung/Bereitstellung von Ausweichunterkünften fungierte. Der Techniker war dann ausschließlich mit der praktischen Umsetzung (in Kooperation mit weiteren Helfer-Strukturen, z.B. auch DRK und Feuerwehr) betraut.

III)
Hilfe aus einer Hand

Entgegen der ursprünglichen Planungen organisierte die WBG die Räumung/Unterbringung nicht nur für ihre eigenen Mieter, sondern für alle Wohnungsnutzer im Klemmhof. Eine Trennung in gut betreute WBG-Mieter und Sonstige, die aus unterschiedlichen Gründen möglicherweise weitestgehend unversorgt auf der Straße gestanden hätten, wäre nicht vermittelbar gewesen und hätte zu einer weiteren Eskalation der ohnehin schon äußerst emotional angespannten Situation in der Stadt geführt.

Insbesondere zur psychischen Stabilisierung eines Teils der Betroffenen war die Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle mit guter Aufenthaltsqualität im Mehrgenerationshaus (MGH) der Stadt von erheblicher Bedeutung. Anfänglich von 6 bis 24 Uhr die ganze Woche über geöffnet, mit  Verpflegungsangeboten ausgestattet und um einen Waschsalon im Keller ergänzt, wurde es für Manchen während der acht Wochen Evakuierung zu einer „zweiten Heimat“. Beratungs- und Hilfsangebote konnten hier nahe bei den Betroffenen installiert werden. Sie waren flexibel orientiert, kurzfristig modifizierbar und vor allem auch in emotionaler Sicht, direkt an die aktuelle Bedarfslage angepasst.

Ebenfalls von hoher Bedeutung in diesem Kontext war das rund um die Uhr besetzte Klemmhof-Krisentelefon der WBG.

IV) Juristische Probleme ohne Ende
Ein rechtliches Instrumentarium zur Bewältigung von Katastrophenfällen, so zeigte die Klemmhof-Krise deutlich, fehlt in Deutschland weitestgehend, vor allem wenn es um den Aufbau und Unterhalt längerfristiger Alternativstrukturen für die Betroffenen geht.
· Die Bereitstellung von Ersatzwohnraum durch die Schaffung befristeter Mietverhältnisse ist auf Grundlage geltenden Mietrechtes nicht möglich. Die Behebung eines plötzlichen temporären Unterkunftsverlusts ist kein gesetzlicher Befristungsgrund, siehe § 575 BGB.

· Letztendlich bleibt wohl nur als „saubere“ Lösung die ordnungspolizeirechtliche Einweisung zur Beseitigung drohender Obdachlosigkeit, was den Betroffenen, „Mieter wie Vermieter“, jedoch nur schwer zu vermitteln ist, zumal die einweisende Kommune in erhebliche Haftungsverpflichtungen  gerät.

· Mit der Hartz IV-Reform ist die umfassende sozialrechtliche Zuständigkeit für erwerbsfähige Menschen und deren Angehörige auf die Arbeitsgemeinschaft (ARGE) übergegangen. Diese hat jedoch schon von ihren Instrumenten her (fast) keine Möglichkeit, solche Problemlagen wie plötzlichen Wohnungsverlust mit Ersatzbedarf zu bewältigen. Ähnlich sieht es aber auch bei der kommunalen Sozialverwaltung aus, deren es bereits an der Zuständigkeit für einen erheblichen Personenkreis mangelt – unabhängig davon, dass Haushaltsansätze für die Bewältigung von Notlagen regelmäßig nicht existieren.

· Viele Neustadter Bürgerinnen und Bürger zeigten große Solidarität mit den Klemmhof-Betroffenen, auch in finanzieller Hinsicht. Jedoch zeigte das deutsche Steuerrecht Grenzen auf, die zwar schlussendlich auf verschlungenen Wegen überwunden werden konnten. Doch im Grundsatz gilt: Katastrophen sind erst einmal grundsätzlich kein Fall, der zu hiesigen Gemeinnützigkeitskonstrukten passt.
V)
Einheitliche Kommunikation nach außen zwingend 
Die extreme Komplexität einer WEG-Struktur führte stellenweise zu kommunikativen Verwerfungen und Fehlern: die Verzahnung zwischen dem äußerst engagierten Verwalter Treubau (Mannheim) mit seinen externen Bauexperten, der Verwaltung/Politik und WBG wies strukturelle Defizite aus. Mangels einer hinreichend abgestimmten Öffentlichkeitsstrategie ergaben sich immer wieder „Überraschungen“, d.h. nicht abgestimmte Äußerungen von „Experten“ waren im Hinblick auf eine ohnehin schon massive „Gerüchtelage“ kontraproduktiv. 
Hinzu kam, dass man sich seitens der in der Presse präsenten Bausachverständigen, vielleicht sogar mit guten Gründen, für eine „druckreduzierende“ Problemdarstellung entschieden hatte, die von anderen Akteuren jedoch als objektive Sachverhaltsdarstellung aufgenommen und verwertet wurde. Die Folge: Das Vertrauen der Betroffenen gegenüber den Handelnden war zeitweise nachhaltig belastet.
VI)
Verantwortliche müssen ins Bild

Die Geschäftsführung der WBG hatte sich recht schnell darauf geeinigt, dass der Autor alleine und ausschließlich die Öffentlichkeitsarbeit für die WBG (und in Folge dann auch weitgehend für die Stadt) übernehmen sollte, entsprechende Anweisungen wurden an die WBG-Mitarbeiter gegeben. Damit wurde nicht nur eine Einheitlichkeit der WBG-Außendarstellung gewährleistet, sondern auch der Räumungsablauf durch den massiven Pressedruck nicht wesentlich belastet.

Versuche anderer Akteure, über Pressesprecher zu agieren, waren nur im Bereich der reinen Informationsvermittlung erfolgreich: Die Medien wollten eben regelmäßig einen Verantwortlichen „im O-Ton haben“, auch wenn 20-Minuten-Interviews dann vielfach auf 20-Sekunden-Statements „gekürzt“ wurden.
VII)
Betroffene werden gesucht

Keine Berichterstattung in den ersten Tagen, ohne dass die Klemmhof-Betroffenen zu Wort kamen. Ihre Stellungnahmen prägten entscheidend die emotionale Situation in der Berichterstattung und damit auch in der Neustadter Bevölkerung.

Nachdem der Klemmhof geräumt und die Menschen in ihren Ausweichquartieren untergebracht waren, gab es so manchen weiteren Kontaktwunsch über die WBG. Wer hier medial mit wem verknüpft wurde, war sicherlich mehr als ein intensiver Gedanke wert.
IIX)
Lokale Zeitung hat Priorität

Die Klemmhofkrise hat deutschlandweites Medieninteresse ausgelöst, entsprechend zahlreich waren die Kontaktanfragen. Um Fehler bereits in der Sachverhaltsdarstellung zu vermeiden, hatten schriftliche Presseinformationen eine hohe Priorität.

Vielleicht aber noch ein Stückchen gewichtiger ist der intensive Kontakt mit der Tageszeitung vor Ort gewesen, schon allein, weil diese massiv stimmungs- und meinungsprägend agierte. 
Doch damit nicht genug: Auch wenn es keiner so wirklich zugibt, nutzten regionale und überregionale Medien die lokale Zeitung als permanentes Informationsmedium, so dass ihr damit  unvermeidlich eine Leitfunktion für die gesamte Berichterstattung zukam.
Ausblick:
In einer wohl einmaligen Aktion, die von einem breiten kommunalpolitischen Konsens getragen wurde, hat die WBG aus einer Reihe von Gründen zwischenzeitlich 62 weitere Wohnungen im Klemmhof von Privateigentümern zurückgekauft. x Eigentümer bekamen einen pauschalen Sanierungszuschuss unter Verzicht auf Ansprüche gegen die Stadt und aller städtischen Strukturen ausbezahlt. Vielen Privateigentümern drohte ohne diesen beiden Maßnahmen, spätestens an den künftigen Kosten der Klemmhof-Sanierung in die Insolvenz zu gehen.
Erste Stabilisierungsmaßnahmen im Klemmhof-Untergrund zur Erhöhung der Standsicherheit des Gebäudes sind durchgeführt. Bis zur Vorlage eines langfristigen Sanierungskonzeptes, das nicht nur die Wasserthematik unmittelbar für das Gebäude, sondern für die Neustadter Innenstadt insgesamt enthält, werden wohl noch Monate vergehen. 

Schlussbemerkung:

Der Dank des Autors gilt all denjenigen, die in einer der schwierigsten Situationen der Neustadter Stadtgeschichte nach dem zweiten Weltkrieg an der Lösung der Klemmhof-Krise mitgewirkt haben.

